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In der FDP wächst die Zahl der Nein-Sager
Die Selbstbestimmungsinitiative der SVP hat auch nach der zweiten SRG-Trendumfrage einen schweren Stand

Die Meinungen zu den
kommenden Urnenvorlagen
scheinen gemacht. Die
Selbstbestimmungsinitiative
dürfte deutlich abgelehnt werden.
Zu denVersicherungsdetektiven
zeichnet sich ein klares Ja ab.
Knapp wird es für die Hornkühe.

KATHRIN ALDER

Währendmit dem 25. November derAb-
stimmungstermin immer näher rückt,
festigen sich auch die Ansichten im
Stimmvolk. Dies zeigt die zweite Welle
der SRG-Trendumfrage zum nächsten
Urnengang.

� Bei der Selbstbestimmungsinitiative
der SVP ist der Stand der Meinungsbil-
dung hoch, 82 Prozent der Befragten
haben bereits eine dezidierte Meinung,
sind also klar dafür oder dagegen. Die
Initiative will die Verfassung als oberste
Rechtsquelle festschreiben. ImKonflikt-
fall soll sie dem Völkerrecht vorgehen.
Davon ausgenommen wären die zwin-
genden Bestimmungen desVölkerrechts
wie etwa das Folterverbot.

� Unklar ist der Stand derMeinungsbil-
dung bei der Hornkuh-Initiative. Diese
verlangt, dass der Bund Halter von
Kühen und Ziegen mit Hörnern subven-
tioniert. Auf diese Weise sollen mehr
Bauern Tiere mit Hörnern halten.

� Beim Gesetz über die Versiche-
rungsdetektive ist die Meinungsbil-
dung mittlerweile weit fortgeschritten.
Das Gesetz soll Grundlage für den Ein-
satz von Detektiven sein, die poten-
zielle Versicherungsbetrüger überwa-
chen können.Allerdings nur,wenn kon-
krete Anhaltspunkte dafür bestehen,
dass der Versicherte unrechtmässige
Leistungen bezieht.

Die Mobilisierung der Gegner der
Selbstbestimmungsinitiative scheint zu
fruchten: Wäre bereits Anfang Novem-

ber 2018 über das SVP-Anliegen abge-
stimmt worden, hätte es laut der Um-
frage, die das Forschungsinstitut GfS
Bern durchgeführt hat, eine deutliche
Mehrheit von 61 Prozent bestimmt oder
eher abgelehnt. 37 Prozent der Befragten
sprachen sich bestimmt oder eher dafür
aus, während lediglich 2 Prozent noch
nicht wussten, wie sie stimmen wollten.
Gemäss den Verfassern der Studie ge-
lang der Versuch der Initianten,Wähler-
gruppen ausserhalb der eigenenWähler-
schaft anzusprechen, nur beschränkt. Sie
erwarten denn auch ein Nein.

Eindeutig bleibt die parteipolitische
Polarisierung im Abstimmungskampf.
Einzig SVP-Wähler unterstützen die
Selbstbestimmungsinitiative mit 87 Pro-
zent überdeutlich.Alle anderen Parteien
lehnen sie klar ab.Dabei ist es insbeson-
dere der FDP in den vergangenen
Wochen gelungen, ihre Basis von einem
Nein zu überzeugen. 71 Prozent der be-
fragten FDP-Wähler wollen die Initia-

tive ablehnen, 60 Prozent sind sich dabei
sogar ganz sicher. Während der ersten
Umfragewelle wollten erst 45 Prozent
der FDP-Wähler die Initiative bestimmt
ablehnen.

Gewachsen ist die Zustimmung im
Lager der gegenüber der Regierung
Misstrauischen. Von ihnen wollen 67
Prozent der Befragten Nein stimmen.
Und schliesslich wollen all jene der
Selbstbestimmungsinitiative zustimmen,
die auch schon die Durchsetzungsinitia-
tive guthiessen.

Sympathie für Hornkühe sinkt

Bei der Hornkuh-Initiative könnte das
Rennen knapp werden.Zwar hegtenAn-
fang November immer noch 49 Prozent
der Befragten Sympathien für Kühe mit
Horn, aber die Gegner haben an Boden
gewonnen. 46 Prozent wollen die Initia-
tive nun ablehnen, während 5 Prozent
noch unentschlossen sind.Am höchsten

ist die Zustimmungsrate nach wie vor bei
den Wählern von SVP, SP und Grünen,
wobei sie in allen Parteien ausser der
CVP zurückgegangen ist. Laut der Stu-
die überzeugen die Initianten mit einer
gemässigten Forderung und dem Argu-
ment des Tierwohls.

Ein Argument, das nicht zieht

Minim zugelegt haben die Befürworter
des Gesetzes über die Versicherungs-
detektive.WäreAnfang November über
die Vorlage abgestimmt worden, so hät-
ten 59 Prozent der Befragten sie be-
stimmt oder eher gutgeheissen. 38 Pro-
zent hätten das Gesetz abgelehnt, wäh-
rend 3 Prozent noch unentschlossen
waren. Damit hat sich im Vergleich zur
erstenUmfragewelle nicht viel geändert,
und der Trend bleibt praktisch gleich.

Dies, obwohl die Verfasser der Stu-
die in ihrer ersten Einschätzung noch
Potenzial für ein Nein geortet hatten.
Nun kommen sie indes zum Schluss,
die Problematisierung der Vorlage sei
kaum geglückt, die «Durchlöcherung
der Privatsphäre» sei nicht mehr eine
mehrheitsfähige Schwäche der Vor-
lage. Auch bei dieser Vorlage ist eine
starke Polarisierung auszumachen.
Während die Anhänger von SVP, FDP
und CVP dem Gesetz deutlich zustim-
men dürften (84 Prozent, 74 Prozent
und 70 Prozent), lehnen es Linke und
Grüne mit 69, beziehungsweise 64 Pro-
zent deutlich ab.

Hohe Mobilisierung bei der SVP

GfS Bern hat für die Trendumfrage im
Zeitraum vom 31. Oktober bis zum
7. November 3683 Stimmberechtigte be-
fragt. Die Verfasser der Studie gehen
für den 25. November von einer über-
durchschnittlichen Stimmbeteiligung
aus. Eine hohe Mobilisierung orten sie
bei den Wählern der Grünen und der
SVP.Eine geringeAbsicht, sich zu betei-
ligen, äusserten hingegen Wähler der
FDP, der CVP sowie Parteiungebun-
dene. Durchschnittlich mobilisiert sind
Sympathisanten der SP.
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1. Welle: 1. bis 12. Oktober; 2. Welle: 31. Oktober bis 7. November.
Der Fehlerbereich liegt bei +/– 2,7 Prozentpunkten.
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Waffenexporte
weiter Sache
des Bundesrats
Sicherheitskommission
will keine Änderung der Praxis

sur. · Wenig überraschend lehnt die
Sicherheitskommission des Ständerats
(SIK-S) eine BDP-Motion ab, die ver-
langt, dass die Bewilligungskriterien für
Kriegsmaterialexporte neu im Kriegs-
materialgesetz verankert werden.Heute
sind diese in einerVerordnung festgelegt,
für die der Bundesrat zuständig ist. Mit
10 zu 3 Stimmen lehnt es die Kommis-
sion nun ab, diese Kompetenz dem Par-
lament zu übertragen.

Die Kommissionsmehrheit begründet
ihren Entscheid damit, dass der Bundes-
rat im Oktober auf die ursprünglich ge-
plante Lockerung der Kriterien für die
Kriegsmaterialexporte verzichtet hat.
Die Lockerung hätte es den Schweizer
Rüstungsfirmen ermöglicht, auch in Bür-
gerkriegsländer zu exportieren, sofern
kein Grund zur Annahme bestanden
hätte, dass das Kriegsmaterial in internen
Konflikten eingesetzt würde.DiesesAn-
sinnen stiess in der Folge auf breiten
politischenWiderstand. Im Zuge dessen
reichte die BDP-Fraktion ihre Motion
ein, die vom Nationalrat in der Herbst-
sessionmit 97 zu 82 Stimmen bei 11 Ent-
haltungen gutgeheissen wurde.

Die Kommissionsmehrheit der
SIK-S stellt sich jetzt insbesondere
gegen die in der BDP-Motion ebenfalls
geforderteAngleichung derAusschluss-
kriterien des Güterkontrollgesetzes an
das Kriegsmaterialgesetz.Dieser Schritt
hätte nebst der Rüstungsindustrie auch
für weitere Wirtschaftsbranchen (z. B.
die Maschinen- und die chemische In-
dustrie) Konsequenzen gehabt und
wäre einem Frontalangriff auf die
Schweizer Exportwirtschaft gleich-
gekommen,wie es in der offiziellenMit-
teilung vom Mittwoch heisst. Der
Ständerat entscheidet in der Winter-
session über das Geschäft.

Windkraft gerät in Turbulenzen
In Appenzell Innerrhoden und Glarus stoppen erstmals Kantonsregierungen Pläne für den Turbinenbau

HELMUT STALDER

DerAufbau derWindenergie ist ein wich-
tiger Baustein in der Energiestrategie des
Bundes.Derzeit sind an 13 Standorten 37
Windanlagen in Betrieb, die zusammen
bis zu 140 Gigawattstunden Strom pro
Jahr produzieren, den Bedarf von 30 000
Haushalten. Bis 2035 soll die Produktion
auf 1760 und bis 2050 auf 4300 Gigawatt-
stunden ausgedehnt werden, dies wären
dann etwa 7 Prozent des Landesver-
brauchs. Erforderlich ist dazu der Bau
von 600 bis 800 Turbinen.Allein bis 2025
sollen rund 100 neueAnlagen entstehen.

Allerdings bläst der Windenergie ein
rauer Wind entgegen. Bisher waren es
vor allem lokale Gruppen und Umwelt-
verbände, die gegen Windparkprojekte
opponierten. Doch jetzt haben erstmals
zwei Kantonsregierungen kehrtgemacht.
So entschied die Regierung von Appen-
zell InnerrhodenAnfangWoche, das Ge-
biet Honegg-Oberfeld auf einemHöhen-
zug am Rheintal nicht als Windpark-
Standort in den kantonalen Richtplan
aufzunehmen. Damit können zwei dort
geplante Windturbinen mit einer Höhe

von 135 Metern nicht realisiert werden.
Grund sind Nachteile für das Land-
schaftsbild, wie die Innerrhoder Regie-
rung mitteilte.Ablehnend äusserten sich
auch die Kantone Appenzell Ausserrho-
den und St. Gallen sowie das österreichi-
sche BundeslandVorarlberg.

Ebenfalls ein regierungsrätliches Nein
zu einem geplantenWindpark kam letzte
Woche aus Glarus. In der Linthebene bei
Bilten hätten vier oder fünfTurbinen von
175MeternHöhe zu stehen kommen sol-
len.Diesen Standort strich die Regierung
aus dem Richtplan. Hier ging es umAb-
stände zum Siedlungsgebiet und insbe-
sondere darum,dass die Entwicklung der
angrenzenden Dörfer behindert würde.

Akzeptanz bleibt gross

Im Gesamtbild seien diese Streichungen
Einzelfälle, aber für die konkreten Pro-
jekte sei das eine Katastrophe, sagte Reto
Rigassi, Geschäftsführer des Windener-
gie-Verbands Suisse Eole. Insbesondere
in Glarus sei dies nicht nachvollziehbar,
nachdem bei Bilten seit fünfzehn Jahren
geplant worden sei. «Wenn sich der Ein-

druck bestätigt, dass sich die Politik von
der gut organisierten Gegnerschaft ver-
unsichern lässt, müssten wir uns Sorgen
machen», sagte Rigassi. Streichungen von
Standorten aus dem Richtplan habe es
bisher nur zwei in der Waadt gegeben,
dem mit neunzehn Standorten bedeu-
tendsten Windkanton. Dort sei aber die
Flugsicherheit ausschlaggebend gewesen,
und es seien zwei Ersatzstandorte einbe-
zogen worden.

Bei der Bevölkerung ist die Akzep-
tanz laut Rigassi generell unverändert
positiv. Seit 2012 seien von bisher zwan-
zig Entscheiden auf Gemeindeebene, in
denen es um die Nutzungsplanung ging,
nur zwei negativ ausgefallen. Die Leute
wögen ab zwischen Beeinträchtigungen
und Vorteilen. Bedenken müsse man
ernst nehmen,undmanchmal brauche es
eine Anpassung. Aber eine generelle
Haltung «Windkraft ja, aber nicht vor
meiner Haustür» stelle er kaum fest.
Auch in der Waadtländer Gemeinde La
Praz, wo zweimal über den Nutzungs-
plan für den umstrittenen Windpark
Mollendruz abgestimmt wurde, gab es im
März ein Ja, ebenso beimWindpark Bel

Coster. Diese gehören mit zwölf bezie-
hungsweise neun Turbinen zu den be-
deutenderen Anlagen. Suisse Eole führt
eine Liste mit allen grösserenVorhaben,
sie umfasst 69 «aktive» Projekte.Gemäss
einer interaktiven Karte der Stiftung
Landschaftsschutz Schweiz und anderer
Umweltorganisationen sind 159 Stand-
orte für Windpärke und Einzelanlagen
vorgesehen.

Am Gotthard wird gebaut

Hauptgrund für den schleppenden Aus-
bau sind die langenVerfahren. Jedes Pro-
jekt durchläuft die Etappen Festsetzung
imRichtplan,Nutzungsplanung,Umwelt-
prüfung, Baubewilligung. Dies erfordert
Zeit, da es Abstimmungen in den Ge-
meinden braucht und Einsprache-
möglichkeiten bestehen. In den letzten
Jahren kamen lediglich Ergänzungen be-
stehender Standorte zustande. Nur ein
einziges Projekt an einem neuen Ort hat
dieses Jahr eine rechtsgültige Baubewilli-
gung erhalten: der Windpark auf dem
Gotthardpass.DerTessiner Heimatschutz
zog seine Beschwerde nicht weiter.

Experten sollen
Strahlenschutz
untersuchen
Umweltkommission fordert Bericht

(sda) · Die Umweltkommission des
Ständerats (Urek) verlangt vomBundes-
rat einen Bericht über radioaktive Strah-
lung im Alltag und Strahlenschutz. Un-
abhängige Experten sollen die Auswir-
kungen der vorgesehenen Änderungen
in der Kernenergieverordnung auf die
Bevölkerung umfassend klären.

Mit der Revision der Kernenergie-
verordnung will der Bundesrat die Stör-
fallanalyse und die vorläufige Ausser-
betriebnahme von Kernkraftwerken so-
wie die Abklinglagerung von radioakti-
ven Abfällen aus Kernanlagen klarer
regeln. Die Urek führte dazu Anhörun-
gen mit verschiedenen Experten durch,
wie die Parlamentsdienste mitteilten.
Dabei kam sie zu dem Schluss, dass nur
eine «umfassendere Betrachtungsweise
dem Sachverhalt gerecht werden könne».
Sie beschloss deshalb einstimmig, ein
Kommissionspostulat mit der Forderung
nach einem Bericht einzureichen. Strah-
lenschutz- und Medizinexperten sollen
darin das Verhältnis zwischen den neu
vorgeschlagenen Grenzwerten für die
Ausserbetriebnahme von Kernanlagen
und dem Strahlenschutz aufzeigen.Wei-
ter sollen dieVorschriften und Strahlen-
schutzkonzepte der Schweiz mit inter-
nationalen Empfehlungen und Stan-
dards verglichen werden.


